
 Vereinte Nationen A/RES/62/99 

 
Vorauskopie des Deutschen Übersetzungsdienstes, Vereinte Nationen, New York. Der endgültige amtliche Wortlaut der 
Übersetzung erscheint im Offiziellen Protokoll der Generalversammlung (A/62/49 (Vol. I)). 

 
Generalversammlung  Verteilung: Allgemein 
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Tagesordnungspunkt 29 

Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Ausschusses für besondere politische Fragen 
 und Entkolonialisierung (Vierter Ausschuss) (A/62/401)] 

62/99.  Unterstützung von Antiminenprogrammen* 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 60/97 vom 8. Dezember 2005 und alle ihre früheren 
Resolutionen über die Unterstützung von Minenräummaßnahmen und die Unterstützung 
von Antiminenprogrammen, die alle ohne Abstimmung verabschiedet wurden, 

 sowie unter Hinweis auf alle einschlägigen Verträge und Übereinkommen1 und ihre 
Überprüfungsprozesse, 

 insbesondere Kenntnis nehmend von dem zehnten Jahrestag der Einrichtung des Dien-
stes der Vereinten Nationen für Antiminenprogramme in der Sekretariats-Hauptabteilung 
Friedenssicherungseinsätze, seiner Benennung als Koordinierungsstelle für Antiminenpro-
gramme innerhalb des Systems der Vereinten Nationen sowie seiner laufenden Zusammen-
arbeit bei allen mit Minen zusammenhängenden Aktivitäten der Organisationen, Fonds und 
Programme der Vereinten Nationen und der Koordinierung dieser Aktivitäten2, 

 mit Anerkennung feststellend, in welchem Ausmaß der Internationale Tag zur Aufklä-
rung über die Minengefahr und zur Unterstützung von Antiminenprogrammen weltweit be-
gangen wurde, 

_______________ 
* Wie in früheren Resolutionen der Generalversammlung über die Unterstützung von Minenräummaßnah-
men und Antiminenprogrammen erwähnt. 
1 Dazu gehören das Übereinkommen von 1997 über das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung 
und der Weitergabe von Antipersonenminen und über deren Vernichtung, das Protokoll über das Verbot  
oder die Beschränkung des Einsatzes von Minen, Sprengfallen und anderen Vorrichtungen in der 1996 ge-
änderten Fassung (Protokoll II zu dem Übereinkommen von 1980 über das Verbot oder die Beschränkung 
des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos 
wirken können), das Protokoll von 2003 über explosive Kampfmittelrückstände (Protokoll V zu dem Über-
einkommen von 1980), das Zusatzprotokoll von 1977 zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über 
den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll I) und das (noch nicht in Kraft getre-
tene) Übereinkommen von 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. 
2 Siehe Resolution 53/26, Ziff. 9. 
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 in Bekräftigung ihrer tiefen Besorgnis über die durch das Vorhandensein von Minen 
und explosiven Kampfmittelrückständen3 hervorgerufenen gewaltigen humanitären Proble-
me und Entwicklungsprobleme, die für die Bevölkerung der von Minen und explosiven 
Kampfmittelrückständen betroffenen Länder ernste und langfristige soziale und wirtschaft-
liche Folgen haben, 

 eingedenk der ernsthaften Bedrohung, die Minen und explosive Kampfmittelrückstän-
de für die Sicherheit, die Gesundheit und das Leben der örtlichen Zivilbevölkerung sowie 
des Personals darstellen, das an humanitären, friedenssichernden und Rehabilitationspro-
grammen und -maßnahmen beteiligt ist, 

 äußerst beunruhigt über die Zahl der auch weiterhin jedes Jahr neu verlegten Minen 
und die zwar abnehmende, jedoch nach wie vor sehr große Zahl der infolge von bewaffne-
ten Konflikten bereits vorhandenen Minen und explosiven Kampfmittelrückstände sowie 
der damit verminten Quadratkilometer und somit weiterhin davon überzeugt, dass die inter-
nationale Gemeinschaft ihre Antiminenmaßnahmen dringend verstärken muss, um die Be-
drohung, die Landminen und explosive Kampfmittelrückstände für Zivilpersonen darstellen, 
so bald wie möglich zu beseitigen, 

 in der Erwägung, dass neben der Hauptrolle, die den Staaten zukommt, auch den Ver-
einten Nationen eine bedeutende Aufgabe auf dem Gebiet der Unterstützung von Antimi-
nenprogrammen zufällt, die Auffassung vertretend, dass Antiminenprogramme einen wich-
tigen und integralen Bestandteil der humanitären Maßnahmen und der Entwicklungsaktivi-
täten der Vereinten Nationen bilden, sowie davon Kenntnis nehmend, dass in zahlreiche 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen Antiminenprogramme integriert wurden, 

 betonend, dass es gilt, die von Minen betroffenen Staaten davon zu überzeugen, die 
Neuverlegung von Antipersonenminen einzustellen, um die Wirksamkeit und Effizienz von 
Minenräumeinsätzen zu gewährleisten, 

 sowie betonend, dass es vordringlich ist, nichtstaatliche Akteure mit Nachdruck aufzu-
fordern, die Neuverlegung von Minen und anderen damit verbundenen Sprengkörpern un-
verzüglich und bedingungslos einzustellen, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über die Unterstützung 
von Antiminenprogrammen4; 

 2. fordert insbesondere, dass die Anstrengungen der Staaten mit Unterstützung der 
Vereinten Nationen und nach Bedarf der mit Antiminenprogrammen befassten zuständigen 
Organisationen fortgesetzt werden, um die Schaffung und den Ausbau nationaler Kapazitä-
ten für Antiminenprogramme in Ländern zu fördern, in denen Minen und explosive Kampf-
mittelrückstände eine ernste Gefahr für die Sicherheit, die Gesundheit und das Leben der 
einheimischen Zivilbevölkerung darstellen oder die Bemühungen um soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung auf nationaler und lokaler Ebene behindern; 

 3. fordert alle Staaten, insbesondere diejenigen, die dazu in der Lage sind, sowie 
das System der Vereinten Nationen und die mit Antiminenprogrammen befassten zuständi-
gen Organisationen und Institutionen nachdrücklich auf, nach Bedarf 

_______________ 
3 Gemäß Definition in Protokoll V zu dem Übereinkommen über das Verbot oder die Beschränkung des 
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos 
wirken können. 
4 A/62/307 und Corr.3. 
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 a) den von Minen und explosiven Kampfmittelrückständen betroffenen Ländern 
bei der Schaffung und dem Ausbau ihrer nationalen Kapazitäten für Antiminenprogramme 
Unterstützung zu gewähren; 

 b) in Zusammenarbeit mit den zuständigen Organen des Systems der Vereinten Na-
tionen und den in Betracht kommenden regionalen, staatlichen und nichtstaatlichen Organi-
sationen bei Bedarf nationale Programme zu unterstützen, mit dem Ziel, die von Landminen 
und explosiven Kampfmittelrückständen ausgehende Gefahr, unter Berücksichtigung der 
unterschiedlichen Auswirkungen auf Frauen, Männer, Mädchen und Jungen, zu verringern; 

 c) verlässliche, berechenbare und rechtzeitige Beiträge zur Minenbekämpfung zu 
leisten, namentlich durch nationale Antiminenmaßnahmen und Antiminenprogramme nicht-
staatlicher Organisationen, einschließlich Maßnahmen zur Unterstützung der Opfer und zur 
Aufklärung über die Minengefahr, insbesondere auf lokaler Ebene, sowie über den Freiwil-
ligen Treuhandfonds der Vereinten Nationen zur Unterstützung von Antiminenprogrammen 
und die entsprechenden regionalen Treuhandfonds zur Unterstützung von Antiminenpro-
grammen; 

 d) die notwendigen Informationen und technischen, finanziellen und materiellen 
Hilfen bereitzustellen, um im Einklang mit dem Völkerrecht Minenfelder, Minen, Spreng-
fallen, andere Vorrichtungen und explosive Kampfmittelrückstände so bald wie möglich zu 
orten, zu beseitigen, zu vernichten und auf andere Weise unschädlich zu machen; 

 e) technologische Hilfe zu gewähren, um i) die von Minen und explosiven Kampf-
mittelrückständen betroffenen Länder zu unterstützen und ii) eine auf die Nutzer ausgerich-
tete Erforschung und Entwicklung von wirksamen, nachhaltigen, geeigneten und umwelt-
schonenden Minenbekämpfungstechniken und -technologien zu fördern; 

 4. befürwortet die Anstrengungen, alle Antiminenmaßnahmen im Einklang mit den 
Internationalen Normen für Antiminenprogramme (IMAS) oder mit IMAS-konformen nati-
onalen Normen durchzuführen, und betont, wie wichtig es ist, ein Informationsmanage-
mentsystem anzuwenden, wie etwa das Informationsmanagementsystem für Antiminenpro-
gramme, um Antiminenmaßnahmen erleichtern zu helfen; 

 5. fordert alle von Minen betroffenen Staaten nachdrücklich auf, im Einklang mit 
dem anwendbaren Völkerrecht alle Gebiete innerhalb ihres jeweiligen Hoheitsbereichs, in 
denen sich Minen und andere explosive Kampfmittelrückstände befinden, möglichst effi-
zient, gegebenenfalls auch durch Verdachtsflächenreduzierung, auszuweisen; 

 6. legt den betroffenen Staaten nahe, die Erfordernisse von Antiminenaktionen und 
Opferhilfe proaktiv in alle Entwicklungspläne und -prozesse zu integrieren, um sicherzu-
stellen, dass eine umfassende Minenbekämpfung zu den Entwicklungsprioritäten zählt und 
dass Antiminenmaßnahmen vorhersehbar finanziert werden; 

 7. ermutigt alle zuständigen multilateralen, regionalen und nationalen Programme 
und Gremien, in Abstimmung mit den Vereinten Nationen in ihre humanitären, Normalisie-
rungs-, Wiederaufbau- und Entwicklungshilfemaßnahmen gegebenenfalls Aktivitäten im 
Zusammenhang mit Antiminenprogrammen, einschließlich Minenräumung, aufzunehmen, 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die nationale und lokale Trägerschaft, die Nach-
haltigkeit und den Kapazitätsaufbau zu gewährleisten sowie eine geschlechts- und alters-
spezifische Perspektive in alle Aspekte derartiger Aktivitäten aufzunehmen; 

 8. betont die Wichtigkeit der Zusammenarbeit und Koordinierung bei Antiminen-
programmen und weist nachdrücklich auf die Hauptverantwortung der nationalen Behörden 
in dieser Hinsicht hin, betont außerdem, dass den Vereinten Nationen und den sonstigen zu-
ständigen Organisationen dabei eine unterstützende Rolle zukommt, und unterstreicht die 
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Notwendigkeit einer kontinuierlichen Bewertung der Rolle der Vereinten Nationen bei der 
Minenbekämpfung; 

 9. erkennt an, wie wichtig es ist, Antiminenprogramme in Waffenruhe- und Frie-
densvereinbarungen gegebenenfalls ausdrücklich zu erwähnen, da sie in Postkonfliktsituati-
onen als Maßnahmen der Friedenskonsolidierung und der Vertrauensbildung zwischen den 
beteiligten Parteien dienen können; 

 10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer vierundsech-
zigsten Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution und über die Weiter-
verfolgung früherer Resolutionen über die Unterstützung von Minenräummaßnahmen und 
Antiminenprogrammen, namentlich über die einschlägigen Politiken und Maßnahmen der 
Vereinten Nationen, vorzulegen; 

 11. beschließt, den Punkt „Unterstützung von Antiminenprogrammen“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer vierundsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

75. Plenarsitzung 
17. Dezember 2007 


